
 

 

KOMMUNIKATIONSKONZEPT COVID 

  

Von: Covid-Task Force KC  

An: Peter Barmettler, Präsident des Nidwaldner Gewerbeverbands 

Datum: 16. März 2026 

  

1. KEY MESSAGES – 5 HAUPTBOTSCHAFTEN 

1. Das Kosten/Nutzenverhältnis ist klar positiv. 
 
Kosten 69.3 Mio. / Nutzen 309 Mio. (Erfolgt + Abzahlungsvereinbarungen).  
 
 Der Staat nimmt fast 5x mehr ein, als er ausgibt.  
 Die Kosten sind 22% des Nutzens. 
 Ein Fall kostet 3’800-5’800 CHF = Ein niedriger Wert sagen BG und Bund 

 
 

2. Covid-Kredit-Missbrauch ist real. 

 Auftrag des Staates [der Kreditgeber, der öffentlichen Hand] = Steuergelder 
schützen; Missbrauch strafrechtlich verfolgen; der Staat hat einen Strafanspruch. 

 138‘000 Covid Kredite  – 17 Mia. CHF   18‘300 Fälle mit Verdacht – 2,65 Mia CHF 
 

 Bei gut jedem 7. Covid-Kredit gab es einen Verdacht auf Kreditmissbrauch 
 Resultat lässt sich sehen: 2’732 abgeschlossene Strafverfahren durch KC, 

65% Verurteilungsquote; Erfolgsquote total: 74% (inkl. Wiedergutmachungs-
fälle) 

 Dazu kommt der indirekte Erfolg: Abschreckende Wirkung der Miss-
brauchsbekämpfung = (i) weniger Missbräuche und (ii) schnellere Rückzah-
lungen 

 Missbrauchsbekämpfung ist eine Kernaufgabe des Staates, es geht um 
Schutz von Steuergeldern. KC unterstützt BG  

 
 

3. Die Klienten sind zufrieden.  
 

 Die BG (Klienten) sind bisher mit der Arbeit von KC zufrieden. Kontroll- und Auf-
sichtsinstanz (SECO) ebenfalls. Auch die EFK hat in ihrem Bericht keine Mängel 
festgestellt. (EFK-Bericht)  

 
 Grosser Aufwand für KC: Von 18‘300 Fällen bei den BG wurden 11‘965 KC 

zugewiesen.  
 Aber: Strafverfahren ist die ultima ratio (von 15'500 abgeklärten Fällen wur-

den lediglich bei 6000 Fällen (39%) Strafanzeige erstattet).  
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4. KC behandelt nur zugewiesene Fälle mit Verdacht auf Straftaten.  

 
 Strafverfahren = nur Ultima Ratio, wenn Firma nicht kooperiert oder mehrere 

Missbräuche getätigt wurden (kriminelle Energie hoch) 
 Es erfolgt ein mehrstufiges Screening der Verdachtsfälle: 1. BG 2. KC: 3. Op-

portunitätscheck durch KC: Keine Bagatellfälle (unter CHF 10K) und keine of-
fensichtlich unproblematischen Fälle 

 Es gilt das Gleichbehandlungsprinzip, keine «Kulanz» 
 Kein «Fishing» nach Fällen, sondern erst auf konkreten Verdacht hin aktiv. 

Möglichkeit besteht im ersten Schreiben, durch Unterlagen zu beweisen, dass 
Geld richtig verwendet werde – wenn nicht, fragen wir relativ viele Doku-
mente nach, weil wir dann Fehlverhalten nachweisen müssen. 

 Hohe Verurteilungsquote: Bei 65% der Fälle gab es einen Schuldspruch bei 
allen abgeschlossenen Strafverfahren. Erfolgsquote total: 3/4 (inkl. Fallerledi-
gung durch Wiedergutmachung = Tatbestand erfüllt, nach Art. 53 StGB aber 
keine Verurteilung, weil Schaden bezahlt und nach Meinung StA kein hohes 
Strafbedürfnis)  
 

 
5. KC konnte schweizweit rasch ein kompetentes dreisprachiges Team zur 

Bekämpfung von Covid-Missbrauch hochfahren  
 
 KC arbeitet dreisprachig, ist in der Deutschschweiz, Romandie und im Tessin 

vertreten 
 KC offerierte unter Marktstandard, ohne zu wissen, wie gross das Mandat 

dereinst wird  
 Bürgschaftsgenossenschaften müssen Aufträge nicht ausschreiben, weil sie 

nach Privatrecht geregelt sind – und es war keine Zeit; man hat innert Tagen 
handeln müssen. 
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2.  Q&A / NASTY QUESTIONS  

i. Gibt es nicht einen Interessenkonflikt, ein welscher KC-Partner ist auch 
VRP bei der Westschweizer Bürgschaftsgenossenschaft «CR» Cautionne-
ment Romand? 
 
Wir haben bereits bei Vertragsunterzeichnung des Mandats transparent gemacht, 
dass ein Partner von KC LASI bei Cautionnement Romand in der Verwaltung sitzt. 
Es ist sofort in den Ausstand getreten und bearbeitet in seiner Rolle von KC-Part-
ner keine Covid-19 Kredite Fälle. 

 

ii. Warum wurde ein so grosser Auftrag nicht öffentlich ausgeschrieben? 
Vetterliwirtschaft? Warum nur 1 Kanzlei? 
 
Der Auftrag musste nicht öffentlich ausgeschrieben werden, da er nicht vom 
SECO, sondern von den privatrechtlich organisierten BG (Bürgschaftsgenossen-
schaften) erteilt wurde. Sie unterstehen nicht dem BöB (BG über das öffentliche 
Beschaffungswesen). KC hat den Auftrag erhalten, weil wir in drei Regionen ver-
treten sind, innert kurzer Frist ein dreisprachiges Team auf- und ausbauen konn-
ten und wir weit unter Marktstandards offerierten.  

 

Die Wahl einer Kanzlei hat den Vorteil, eine einheitliche Praxis zu gewährleisten 
und Transaktionskosten/Schnittstellen zu reduzieren. KC hat in allen BG-Regionen 
Korrespondenten als Unterakkordanten für den Fall, dass wir bei KC einen Inte-
ressenkonflikt haben sollten. 

 

iii. Warum erhält immer wieder KC solche lukrativen Aufträge vom Bund? 
Postauto-Skandal, VBS/Beyond Gravity, EFD/EFV und jetzt WBF/Seco. 
Hat eine «Berner» Kanzlei Vorteile beim Bund; Filz? 
 
Dieses Covid-Mandat wurde nicht vom Bund erteilt, sondern von den privatrecht-
lich organisierten BG. Alle anderen Mandate wurden durch Ausschreibung erteilt; 
KC ist bei weitem nicht die einzige Kanzlei, die Mandate erhält, wir sind oft auf Pa-
nels mit anderen Kanzleien. Wir wollen immer gute Arbeit leisten und immer zu-
friedene Kunden haben. Es liegt in der Natur der Sache, dass Mandate im öffentli-
chen Recht eher in Bern sind, während Mandate im Finanzbereich von unserem 
Zürcher oder Genfer Büro abgedeckt werden.  
 

iv. KMU werden unverhältnismässig hart durch KC angegangen; «Bewirt-
schaftung» des Falles! 

Es gibt ein mehrstufiges Screening der Verdachtsfälle und klar definierte Prozesse 
(im Vertrag Bund-BG) an die sich KC hält. 1 prüfen die BG die Fälle und weisen sie 
ggf. KC zu. 2 prüft KC, die ihr zugewiesene Fälle 3. Checkt KC, ob es dort keine 
Bagatell- und offensichtlich unproblematischen Fälle gibt. (vgl. Hauptbotschaft 
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4) Kosten-/ Nutzen Optik aus der Perspektive Bundesfinanzen steht m Vorder-
grund. 

 

Damit Sie den Rahmen haben, in dem sich KC bewegt:  

 
 Bei gut jedem 7. Covid-Kredit gibt es einen Verdacht auf Kreditmissbrauch 

 Von den 138'000 Unternehmen mit Covid Krediten entstand bei rund 18‘300 
Fällen ein Missbrauchsverdacht (CHF 2.65 Mrd.). Davon wurden KC 11‘965 
Fälle zugewiesen.  

 Das Resultat lässt sich sehen: 2’732 abgeschlossene Strafverfahren durch KC 
 Das entspricht einer Verurteilungsquote von 65%,  
 Also bei 2 von 3 aller abgeschlossen Fälle kommt es zu einer Verurteilung 

und Erfolgsquote sogar 74% (inkl. Wiedergutmachung) d.h. 3 von 4 Fällen 
führte die Verfolgung zu Verurteilung oder Wiedergutmachung.  

 Gründe für Freisprüche (21% - in der Reihenfolge der Häufigkeit):   

o Vorsatz konnte durch StaWa nicht nachgewiesen werden (bei Fahrlässig-
keit: Zivilprozess möglich) 

o Missbrauch nicht erhärtet: Vor Strafanzeige ungenügende Unterlagen, 
weil keine Auskünfte KN/keine Buchhaltung bei Behörden; MROS-Mel-
dung erweist sich als unbegründet 

o Einstellung aufgrund geringer Schuld- und Tatfolgen nach Wiedergutma-
chung unter Druck des Strafverfahrens 

o Ungenügende Anklageschriften der StaWa (Anklageprinzip) 

 

BG, Seco und EKF attestieren uns effiziente und qualitativ gute Arbeit. 

(Wir machen keine Fishing Expedition und verlangen von KMU nur Informationen 
für die fehlende Periode und die verdächtigen Transaktionen) 

 

v. Die meisten Kredite wurden 2020/2021 gesprochen. Warum geht man 
jetzt, nach 6 Jahren, denen an den Kragen, welche die Coronakrise über-
standen haben? 

 
Die Missbrauchsbekämpfung begann bereits im März 2020. Aufgrund der Laufzei-
ten und der Anzahl Fälle dauert das Mandat an. Fast 138 000 Unternehmen erhiel-
ten Covid-Kredite (total CHF 17 Mia.) mit Laufzeiten bis 2028 bzw. 2030.  

Die Gewährung der Kredite bis 500'000 CHF wurde bewusst unbürokratisch aus-
gestaltet – basierend auf Selbstdeklarationen und einer rudimentären Prüfung 
durch die kreditgebenden Banken. Ziel war es, Schweizer Unternehmen schnell 
Zugang zu Liquidität zu ermöglichen, um Covid-19-bedingte Konkurse zu vermei-
den und Arbeitsplätze zu sichern. Durch dieses Vorgehen war ein gewisses Miss-
brauchspotential zu erwarten. Die nachträgliche Überprüfung jedes einzelnen Co-
vid-19-Kredits war jedoch von Beginn weg vorgesehen und wurde bzw. wird kon-
sequent umgesetzt. 
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vi. Viele Gewerbler, vor allem in der Gastronomie, kämpfen schon mit zu viel 
behördlichen Auflagen und Papierkram. Wie soll ein kleiner Pizzeria-Be-
treiber denn juristisch gegenüber einer Anwaltskanzlei bestehen können? 
Muss er selbst einen teuren Anwalt nehmen, um sich zu wehren?  
 
Strafanzeige ist die Ultima ratio, wenn Firmen nicht kooperieren. Missbrauch muss 
bekämpft werden ob klein oder gross. Es geht um Steuergelder also um Geld von 
uns allen. Der Auftrag ist es, möglichen Missbräuchen nachzugehen, ob Grossbe-
trieb oder Pizza-Betreiber. KC wird nur bei Missbrauchsverdacht aktiv und folgt ei-
nem mehrstufigen Screening verfahren (Hauptbotschaft 4)  

Jeder und jede hat das Recht sich selbst zu verteidigen oder einen Anwalt zu neh-
men. Darauf haben wir keinen Einfluss. 

 

vii. Die kriminellen Kreditnehmer sind doch längst in Südosteuropa (zumin-
dest die Kohle). Als rechtschaffener Schweizer Gewerbler ist man wieder 
mal der Doofe.  

Die überwiegende Mehrheit der Covid-Kreditnehmer ist rechtschaffen. Sie haben 
die Kredite korrekt erhalten und zurückbezahlt oder zahlen sie nun ab. Es wäre 
diesen gegenüber ungerecht, wenn diejenigen, die missbraucht haben (ob viel 
oder wenig), ungestraft davonkämen – egal, ob sie in der Schweiz sind oder sich 
ins Ausland abgesetzt haben.  

 

viii. Die Morettis, Betreiber der Todesbar in Crans-Montana, haben mit einem 
Covid Kredit einen Maserati gekauft. Die Walliser Kantonalbank hat das 
sogar selbst gemeldet. Der Verdacht der Veruntreuung habe sich aber 
«nicht erhärtet», da das Auto «über die Buchhaltung der Bar [als Fir-
menwagen] lief» (Medien). Wenn das kein Missbrauch eines Covid Kredits 
ist, was dann? 

Wir unterstehen dem Berufsgeheimnis und dürfen uns zu einzelnen Fällen nicht 
äussern. Ganz allgemein können wir jedoch sagen: Nicht KC fällt Urteile – sondern 
der Richter spricht schuldig oder frei. 
 

ix. Sind 69.3 Mio. Honorar nicht schlicht unverhältnismässig, anstössig 
hoch? 

Die Zahl mag gross erscheinen aber: das Kosten/Nutzenverhältnis ist klar positiv. 
(Hauptbotschaft 1) 
   
Bei Kosten von 69.3 Mio. gibt es einen Nutzen von 309 Mio. (Erfolgt + Abzah-
lungsvereinbarungen)  
 
 Der Staat nimmt fast 5x mehr ein, als er ausgibt.  
 Die Kosten sind 22% des Nutzens. 
 Ein Fall kostet gemäss Anhang 1 und 2 3’800-5’800 CHF = Ein niedriger Wert 

sagen BG und Bund 
 NB: Im Zentrum steht nicht Geld, sondern der Strafanspruch des Staates. 
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 Das Mandat ist enorm aufwändig: KC behandelt rund 12’000 Fälle von allen 
18’300 Verdachtsfällen. Das ist eine sehr aufwändige Arbeit. 

  

x. Verdient KC an möglichst vielen Strafanzeigen und Verfahren? 

Der Staat, die Steuerzahler und die ehrlichen KMUler haben einen Anspruch da-
rauf, dass Personen, die missbrauchen oder Betrügen, verfolgt werden. Genau das 
tut KC im Auftrag der BG. 

KC bestimmt die Anzahl der behandelten Fälle und Verfahren nicht selbst, sondern 
erhält diese von den BG zugewiesen. KC wird erst bei Verdacht auf rechtswidriges 
Verhalten aktiv. Es gibt ein mehrstufiges Screening der Fälle und klar definierte 
Prozesse: ... 

(Hauptbotschaft 4 Es gibt ein mehrstufiges Screening der Verdachtsfälle und 
klar definierte Prozesse, an die sich KC hält. 1 prüfen die BG die Fälle und weisen 
sie ggf. KC zu. 2 prüft KC, die ihr zugewiesene Fälle 3. Checkt KC ob es dort keine 
Bagatell- und offensichtlich unproblematischen Fälle gibt.) 

 

xi. KMUler werden zu hart angefasst, KC verschlimmert ihre eh schon 
schwierige Lage und treibt weitere unnötig in den Konkurs, wie können 
Sie das verantworten? 

Vgl. oben Fragen iv. und x. und Hauptbotschaft 4  

Wir machen das im Auftrag der BG und indirekt im Interesse der Steuerzahler.  

Der Staat hat einen Anspruch auf Verfolgung von Straftaten.  

KC bearbeitet nur ihr zugewiesene Fälle und prüft, ob es keine Bagatell- und of-
fensichtlich unproblematischen Fälle gibt. 

 

xii. Schämen Sie sich nicht dafür, als COVID-Gewinner dazustehen? Ist das 
Mandat nicht stossend gar rufschädigend für KC? 

Wir haben 2020 in einer aussergewöhnlichen Situation geholfen, in dem wir in der 
ganzen Schweiz sehr rasch ein hochprofessionelles, dreisprachiges Team aufstel-
len konnten, welches diese z.T. sehr komplexen Fälle bearbeiten kann. Wir haben 
unter dem Markt offeriert und wussten nicht wie viele Fälle dereinst auf uns zu-
kommen würden.  

Hauptbotschaft 2 Covid-Kredite sind Staatsgelder. Missbräuche müssen verfolgt 
werden. Bei mehr als jedem 7. Covid-Kredit gab es den Verdacht auf Missbrauch. 
Unsere Aufgabe ist es, den Staat bei seinem Anspruch, Straftaten zu verfolgen, zu 
unterstützen. Wir machen das im Auftrag der BG, die um Unterstützung angefragt 
haben.  

  

xiii. Gibt es bei Ihrer Arbeit keine Kulanz oder die Möglichkeit bei Bagatell- 
oder offensichtlich unbegründeten Fällen auf eine Strafanzeige zu ver-
zichten? 
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Klar. Das Strafverfahren ist ohnehin die ultima ratio. Es gibt dreistufige Scree-
nings und offensichtlich unbegründete werden nicht weiterverfolgt. Oft ist das lei-
der nicht so klar und hier gilt der Grundsatz: im Zweifel fürs Härtere. Den haben 
nicht wir erfunden, sondern der gilt allgemein bei der Untersuchung und den ha-
ben Bund, BG und Strafbehörden bestätigt. 

(Hauptbotschaft 4 Es. Gibt ein mehrstufiges Screening der Verdachtsfälle und 
klar definierte Prozesse, an die sich KC hält. 1 prüfen die BG die Fälle und weisen 
sie ggf. KC zu. 2 prüft KC, die ihr zugewiesene Fälle 3. Checkt KC, ob es dort 
keine Bagatell- und offensichtlich unproblematischen Fälle gibt.) 

 

xiv. Warum braucht es eigentlich teure Anwälte, sollte nicht der Staat bzw. 
die BG diese Fälle bearbeiten? 

Das haben die BG natürlich überlegt. Die Antwort ist: Es würde wesentlich teurer 
werden, solche Teams aufzubauen. 

(Hauptbotschaft 5: KC konnte schweizweit rasch ein kompetentes dreisprachi-
ges Team zur Bekämpfung von Covid-Missbrauch hochfahren  
 

 KC arbeitet dreisprachig, ist in der Deutschschweiz, Romandie und im Tessin 
vertreten 

 KC offerierte unter Marktstandard, ohne zu wissen, wie gross das Mandat 
dereinst wird. 

 Bürgschaftsgenossenschaften müssen Aufträge nicht ausschreiben, weil sie 
nach Privatrecht geregelt sind – und es war keine Zeit; man hat innert Tagen 
handeln müssen) 


